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Hintergrund 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legt einen Gesetzentwurf vor, 

der verschiedene Änderungen am Hessischen Hochschulgesetz (HHG) 

vorschlägt.  

Auf Bitten des Hessischen Landtags nimmt das CHE aus seiner Sicht zu 

ausgewählten Änderungen Stellung.   

 

 

Stellungnahme des CHE 

1 Berichtspflichten 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die hessischen Hochschulen von unnötigen 

Berichts- und Dokumentationspflichten zu entlasten. Künftig soll nur 

noch ein zentraler Hochschuljahresbericht als Rechenschaftsbericht des 

Präsidiums verfasst werden müssen. Dieser soll unter anderem den Be-

richt der Hochschulen an das Land sowie der Präsidien an die Senate der 

Hochschulen ersetzen. Er soll dem Senat zur Beratung vorgelegt werden, 

danach dem Wissenschaftsministerium und von diesem an den Landtag 

weitergeleitet werden.  

Auch wenn jetzt bereits der § 14 Abs. 5 HHG die 

Möglichkeit einer Bündelung von Berichten vor-

sieht, überzeugt der Ansatz des Gesetzentwurfes, 

eine Zusammenführung von vornherein vorzuse-

hen und einen jährlichen Zyklus zu etablieren.  

Die vorgeschlagene Neuformulierung von § 14 Abs. 5 benennt klar den 

letztverantwortlichen Akteur für den Hochschuljahresbericht (das Prä-

sidium). Sie rekurriert klugerweise bei der Spezifizierung des Berichts-

inhaltes ganz allgemein auf die Aufgabenbeschreibung in § 3. Und sie 

regelt die Beteiligung des Senats, in dem der Hochschuljahresbericht 

beraten wird, sowie die Übermittlung an Ministerium und Landtag. 

Dieser Ansatz überzeugt.  

In einem Punkt hat das CHE allerdings gravierende Bedenken: Nach § 

48 Abs. 3 HHG (diesen Paragrafen lässt der Gesetzentwurf unangetas-

tet) nimmt der Hochschulrat Stellung u.a. „zum Rechenschaftsbericht 

des Präsidiums“. Entsprechend müsste der neue § 14 Abs. 5 neben der 

Bürokratieabbau ist 

sinnvoll, das  

Übergehen des Hoch-

schulrats nicht 
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Beratung im Senat zwingend auch eine Vorlage im Hochschulrat vor-

sehen. Eine Streichung dieser Mitwirkung ist aus Sicht des CHE nicht 

ratsam. Sachlich erscheint eine Beteiligung des Hochschulrats unab-

dingbar, bringt er doch eine wertvolle externe Perspektive ein, die kein 

internes Organ leisten kann. Eine Diskussion des resümierenden Re-

chenschaftsberichts im Hochschulrat ist aus Sicht des CHE zwingend 

beizubehalten, da der Hochschulrat seine Stärke als Critical Friend in 

der strategischen Beratung nur ausspielen kann, wenn er auch formal 

in entsprechende Prozesse eingebunden ist.   

Dass laut Entwurf in § 11 Abs. 1 die Sätze 3 und 4 gestrichen werden sol-

len („Über die Verwaltung des Eigenvermögens der Körperschaft ist 

dem Hochschulrat jährlich zu berichten. Seiner Zustimmung bedarf die 

Verfügung über dingliche Rechte und die Annahme von Zuwendungen, 

die Aufwendungen zur Folge haben, für die der Ertrag der Zuwendung 

nicht ausreicht.“), ist aus Sicht des CHE ebenfalls bedenklich, gehört 

doch die Mitwirkung „bei der Verteilung der der Hochschule zur Verfü-

gung stehenden Ressourcen und bei Berufungsverfahren“ zu den ge-

setzlich vorgesehenen Aufgaben des Hochschulrats (§ 48 Abs. 1 HHG). 

Zumal weiter in § 48 Abs. 4 die Aufgabe des Hochschulrates klar lautet: 

„Der Hochschulrat beteiligt sich nach § 11 Abs. 1 an der Verwaltung des 

Eigenvermögens der Hochschule… “ – für diese Passage enthält der Ge-

setzentwurf keinen Änderungsvorschlag, sodass Inkonsistenzen ent-

stünden.  

Die Angemessenheit von Berichtspflichten ergibt 

sich nicht nur aus der Zahl, sondern auch aus den 

Gegenständen der Berichte. Für eine bürokratie-

arme, aber dennoch transparente Berichtsform ist 

die Ausgestaltung des Jahresberichts jenseits 

der gesetzlichen Regelungen entscheidend. Das 

HMWK sollte in der Umsetzung von Berichtspflichten darauf achten, 

dass sich die Hochschulen profilbezogen fokussieren können und dass 

nur wirklich steuerungsrelevante Dinge berichtet werden.  

 

2 Binnenorganisation 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den hessischen Hochschulen im Rahmen 

der Experimentierklausel nach § 36 Abs. 2 die Möglichkeit einzuräumen, 

anstelle oder als Gliederung innerhalb von Fachbereichen Departments 

und Schools einzurichten.  Dies ermögliche „durch flachere Hierarchien 

und mehr kollegiale Selbstverwaltung attraktivere Arbeitsbedingungen 

für Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler, in denen Ab-

hängigkeitsverhältnisse und die Gefahr von Machtmissbrauch verringert 

werden“. Departments und Schools vereinfachten interdisziplinäres 

Berichtsinhalte besser 

fokussieren auf steue-

rungs- und profilrele-

vante Inhalte 
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Arbeiten und ermögliche eine effizientere und flexiblere Ressourcennut-

zung innerhalb der Fachbereiche.  

Das CHE unterstützt ausdrücklich das Ziel, den hessischen Hochschu-

len die Freiheit zu geben, in Eigenverantwortung über ihre Binnenorga-

nisation zu entscheiden. Die Binnenorganisation entscheidet mit dar-

über, ob Hochschulen zukunftsfähig handeln können. 

Aufbauorganisation ist ein wichtiger Hebel, um Strategien in die Reali-

tät umzusetzen. Fachbereiche (oder ähnliche Einheiten) sind wichtig 

als fachliche Heimat, zur Entwicklung von Disziplinen. Diese traditio-

nellen Strukturen haben aber diverse Nachteile: Wenn sie allein die Or-

ganisation der Hochschule prägen, können sie Entwicklungen hemmen 

(Interdisziplinarität, übergreifende Problemlösungen, neue Lehrange-

bote, Ownership/Verantwortungsübernahme, Flexibilität, wissenschaft-

licher Fortschritt an den Grenzen der Disziplinen). So kann es zu 

Machtkonzentrationen bei Lehrstühlen kommen, zu Abhängigkeiten 

von jungen Forschenden und zu einer „Ordinarienherrlichkeit“. Fakul-

täten neigen mitunter zu Silodenken, das erschwert interdisziplinäre 

Zusammenarbeit und strategische Ausrichtung der Hochschule als 

Ganze.  

Daher spricht sehr viel dafür, hier traditionelle Strukturen zu öffnen, 

die Gesamtperspektive der Universitäten und HAW zu stärken und 

neue Möglichkeitenräume zu schaffen. Eine Ausweitung des Experi-

mentierklausel ist hier naheliegend und sinn-

voll, auch die verpflichtende Evaluation nach 

vier Jahren erscheint überzeugend. 

Die Frage ist jedoch, ob Schools und Depart-

ments der neue Standard bzw. die einzige neue Option sein sollten. 

Eine School als übergreifende Einheit oberhalb von Departments unter-

scheidet sich erst einmal nicht unbedingt stark von einer Fakultät. Eine 

darunter liegende Departmentstruktur führt zu Forschendengruppen 

statt isolierter Lehrstühle, zu Flexibilität der Ressourcen im Verbund, 

zu kollegialer Governance und zu flacheren Hierarchien. Damit lässt 

sich in der Tat ein Klima herstellen, das junge Forschende besser för-

dert, Machtmissbrauch erschwert und Teamwork fördert. Eine fächer-

übergreifende Zusammenarbeit wird aber nur begrenzt gefördert. Auch 

ist das Modell stark aus dem Kontext der Universitäten und dem dort 

viel umfangreicher vorhandenen wissenschaftlichen Mittelbau gedacht.       

Daher geht die im Entwurf vorgeschlagene Öffnung aus Sicht des CHE 

noch nicht weit genug. Es droht die Gefahr, das bisherige one-size-fits-

all-Modell (Fachbereiche) durch ein neues (Schools und Departements) 

zu ersetzen. Ganz abgesehen davon, dass die Begrifflichkeiten nicht 

sauber definiert sind (eine School nach Prägung der Leuphana zum Bei-

spiel wäre etwas ganz anderes, dort werden die Studienangebote in ei-

ner School-Struktur bereitgestellt; das Institut ist die fachliche Heimat, 

das gehört jeweils zu einer Fakultät, diese sind jeweils thematisch 

Experimentierklausel 

noch weiter öffnen  
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aufgestellt). Und warum sollte etwa eine Matrixstruktur wie etwa bei 

der TU München oder der Hochschule Esslingen mit ihrem Fokus auf 

Überwindung der Fächersilos nicht ebenso legitim und möglich sein?  

Die Ausgestaltung der Binnenstruktur muss dem Hochschulprofil ent-

sprechen und entsprechend autonom geregelt werden können. 

Aus Sicht des CHE spricht viel dafür, eine Experimentierklausel vor-

zusehen, die offen ist für alle Arten von Organisationsmodellen, 

die ggf. gute Modelle nennt oder noch besser Prinzipien zur Ausgestal-

tung der Binnenstruktur listet (u.a. Passfähigkeit zu Profil und strategi-

scher Ausrichtung, Fixierung in Grundordnung etc.), aber die Umset-

zung der Hochschule überlässt.  

Nicht plausibel erscheint übrigens auch die Vorgabe des Entwurfs, den 

Evaluationsbericht zur Erprobung eines neuartigen Organisationsmo-

dells dem Senat sowie dem Hochschulrat vorzulegen, den Hochschulrat 

jedoch bei der primären Entscheidung über die Nutzung der Experi-

mentierklausel außen vor zu lassen. Der Beschluss des Senats (im Ein-

vernehmen mit dem Präsidium) reicht hier nicht aus. § 48 Abs. 3 HHG 

sieht derzeit (zu Recht!) klar vor, dass der Hochschulrat Stellung „zur 

Gliederung der Hochschule in Fachbereiche“ nimmt – ihn dann bei ei-

ner viel grundlegenderen Reform der Organisation außen vor zu lassen, 

erscheint weder nachvollziehbar noch sinnvoll.  

 

3 Innovation und Transfer 

Der Gesetzentwurf zielt darauf, „nicht zuletzt mit Blick auf die volkswirt-

schaftliche Entwicklung“ Innovation und Transfer in Wirtschaft und Ge-

sellschaft als wichtige Aufgabe der Hochschulen zu stärken.   

Das CHE unterstützt grundsätzlich das Ansinnen, dem bisherigen § 3 

Abs. 3 HHG („Die Hochschulen pflegen den Wissens- und Technologie-

transfer sowie den künstlerischen Transfer in die Breite der Gesell-

schaft; sie fördern die praktische Nutzung ihrer Forschungs- und Ent-

wicklungsergebnisse sowie digitaler Techniken und Arbeitsweisen.“) 

den Satz „… sie fördern wissens- und forschungsbasierte Gründungen 

sowie den Transfer von Forschungsergebnissen in Unternehmen“ hin-

zuzufügen. Es spricht allerdings viel dafür, die Formulierung des hinzu-

gefügten Satzes nicht engzuführen, schließlich könnten nicht nur Un-

ternehmen, sondern auch andere Institutionen, etwa Kommunen oder 

Schulen, Transferpartner für Hochschulen sein. Statt „Transfer von 

Forschungsergebnissen in Unternehmen“ könnte hier von einem 

„Transfer von Forschungsergebnissen in Wirtschaft und Gesellschaft“ 

als Ziel ausgegeben werden.  
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Die Neufassung von § 3 Abs. 12 überzeugt mit ihrer größeren Offenheit.  

Das CHE unterstützt ebenfalls die Schaffung der Möglichkeit, Professo-

rinnen und Professoren nicht nur für Forschungsvorhaben, sondern 

auch für wirtschaftliche Tätigkeiten und Unternehmensgründungen 

Freisemester zu gewähren (Neuentwurf zu § 75 Abs. 4). Nach Ansicht 

des CHE sollte dieser Ansatz für Transferaktivitäten insgesamt gelten.  

In einem Aspekt sieht das CHE jedoch weiter Präzi-

sierungsbedarf. Wichtig erscheint die Konkretisie-

rung, dass Transfer nicht als Einbahnstraße zu be-

greifen ist. Rheinland-Pfalz etwa spricht von einem 

„wechselseitigen Dialog zwischen Wissenschaft, 

Wirtschaft und Gesellschaft“ (§ 2 Abs. 9 HochSchG). Dieser Ansatz 

wäre auch für das HHG ratsam.  

Insgesamt könnte im HHG noch konsequenter ein modernes Ver-

ständnis der „dritten Mission“ von Hochschulen entwickelt wer-

den. Neben der gerade erwähnten Wechselseitigkeit im Dialog sind da-

bei weitere Aspekte relevant: Hochschulen geben zum Beispiel nicht 

nur Forschungserkenntnisse weiter, sondern agieren als Partner mit 

verschiedenen Akteuren in regionalen Innovationsökosystemen, beglei-

ten also ggf. Forschungsergebnisse bis zu marktfähigen Produkten wei-

ter. Die dritte Mission enthält auch Transferaspekte wie die Wissen-

schaftskommunikation. Es braucht also im HHG eine Formulierung, 

die die Regelung für solche Ansätze öffnet und den Hochschule die 

Aufgabe stellt (und die Freiheit gibt), innerhalb dieses Spektrums stra-

tegisch zu definieren, worauf sie bei der dritten Mission profilbezogen 

Prioritäten legt.  

Nach Kenntnis des CHE sieht die derzeitige Rechtslage keine Möglich-

keit einer Reduktion des Lehrdeputats von Professor*innen vor allem an 

HAW für die Durchführung und den Aufbau von Transferbeziehungen 

in Wirtschaft und Gesellschaft vor. Die Aufnahme einer entsprechen-

den Regelung (in § 5 der Hessischen Lehrverpflichtungsverordnung) 

wäre jedoch sinnvoll. Auch die Möglichkeit der Schaffung von Schwer-

punktprofessuren mit dem Thema Transfer sollte offenstehen. Diese 

würde die Bedeutung des Transfers als immanente Aufgabe der Hoch-

schulen deutlich stärken und zur Profilbildung beitragen.  

 

 

Modernes Verständnis 

der „dritten Mission“  

realisieren 
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4 Gleichstellung 

Der Gesetzentwurf zielt darauf, die Stärkung der Gleichstellung von 

Frauen in der Wissenschaft voranzutreiben. Unter anderem soll eine Ver-

längerung der höchstzulässigen Beschäftigungsdauer während der Be-

währungsphase einer Qualifikationsprofessur pro Kind und zu pflegen-

dem Angehörigen verlängert werden können. Daneben sollen die Frauen- 

und Gleichstellungsbeauftragten künftig bei ad-personam Verfahren, also 

Berufungsverfahren für Professuren, bei denen von einer Ausschreibung 

der Stelle abgesehen wird, eingebunden werden müssen. Im Gegenzug 

wird die Beteiligung des Hochschulrats für eine Vereinfachung gestri-

chen.  

Das CHE unterstützt das Ansinnen einer stärkeren Berücksichtigung 

von Betreuungszeiten bei den Beschäftigungsfristen einer Qualifikati-

onsprofessur.  

In einer Passage allerdings führt aus Sicht des CHE im Entwurf der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Wunsch einer Stärkung der 

Gleichstellung zu einer nicht tragbaren Schwächung des Hochschul-

rats. In § 69 Abs. 2 sollen in dem Satz „Die Entscheidung über das Ab-

sehen von einer Ausschreibung obliegt dem Präsidium im Benehmen 

mit dem Fachbereich und mit Zustimmung des Hochschulrats“ die 

Wörter „des Hochschulrats“ durch die Wörter „der Frauen- und Gleich-

stellungsbeauftragten“ ersetzt werden. Seltsamerweise soll laut Entwurf 

die dieser Umformulierung widersprechende Passage in § 48 Abs. 4 

(„Der Hochschulrat beteiligt sich […] nach § 69 Abs. 2 und 7 an Beru-

fungsverfahren“) nicht modifiziert werden – dadurch entstünde bei ei-

ner Umsetzung des Gesetzesentwurfes eine Inkonsistenz. 

Das Argument der Begründung (S. 7), die Neuregelung erspare ein 

„langwieriges Verfahren, das bei ad-personam-Berufungen meist 

schnell gehen muss“, überzeugt nicht: Selbstverständlich verfügen 

Hochschulräte über die Möglichkeiten kurzfristiger Entscheidungen 

ohne Präsenzsitzung. Eine Beteiligung der Frauen- und Gleichstel-

lungsbeauftragten bietet hier keinen Geschwindigkeitsvorteil.  

Eine Ablösung der Mitwirkung des Hoch-

schulrats durch die Einbindung der Frauen- 

und Gleichstellungsbeauftragten bietet auch 

keinen Legitimitätsvorteil: Die Frauen- und 

Gleichstellungsbeauftragte als Einzelperson 

kann hier die Perspektivenvielfalt des aus 

mehreren Personen bestehenden Hochschulrats, die dadurch einge-

brachte externe Sicht und die dadurch entstehende Legitimität nicht 

ersetzen. Die Begründung, die Einbindung der Frauen- und Gleichstel-

lungsbeauftragten sei „aus Gleichstellungsperspektive geboten“ (S. 7), 

überzeugt nicht.  

Hochschulrat sollte ad-

personam-Berufungen 

weiter kritisch beglei-

ten 
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Aus Sicht des CHE wäre es überzeugender, ad-personam-Berufungen 

weiterhin kritisch vom Hochschulrat begleiten zu lassen – der selbst-

verständlich auch auf Fragen der Gleichstellung achtet.  

 

 

Zusammenfassung 

Der Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen enthält sinn-

volle und unterstützenswerte Änderungsvorschläge zum HHG. 

Insbesondere eine Vereinfachung der Berichtspflichten und eine 

Öffnung für neuartige Formen der Binnenorganisation würde 

Hochschulen weiteren Freiraum verschaffen. Bei der Öffnung für neue 

Formen der Binnenorganisation sollte die Umsetzung verschiedener 

Modelle möglich sein; die Vorgabe eines Standard-Alternativmodelles 

würde der Unterschiedlichkeit hochschulischer Profilierung nicht ge-

recht. Auch die Stärkung von Transfer als hochschulische Aufgabe geht 

in die richtige Richtung, sollte aber in Richtung eines breiteren Ver-

ständnisses von Dritter Mission noch weitergedacht werden. An die-

sen Stellen wäre es also sinnvoll, die im Entwurf skizzierten Möglich-

keiten zu erweitern und zugleich zu konkretisieren, um die Bedeutung 

des Themas sichtbar zu machen. 

Inkonsistent erscheint aber aus Sicht des CHE, dass der Gesetzentwurf 

an mehreren Stellen, ohne den originär hochschulratsbezogenen Para-

grafen 48 HHG anzutasten, eine Schwächung der Rolle und der Mit-

wirkungsrechte des Hochschulrats vorsieht. Wenn der Hochschulrat 

seine gesetzlichen Aufgaben weiter erfüllen soll, müssen die Stellung-

nahme zum Jahresbericht, die Zustimmung zur Verwaltung des Eigen-

vermögens, die Mitwirkung bei der Entscheidung über Binnenorganisa-

tion und über ad-personam-Berufung erhalten bleiben.    
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Das CHE ist ein führender Think Tank für die Hoch-

schullandschaft mit mehr als 30 Jahren Erfahrung.  

Ein großer Teil unserer Arbeit besteht aus angewand-

ter Forschung auf Grundlage von empirischen Analy-

sen und der Erarbeitung skalierbarer good practices.  

Unser agiler Ansatz folgt dem Prinzip „Evidenz schaf-

fen – Lösungen identifizieren – Zuversicht verbrei-

ten“. 
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